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Die vorgenannte Kleine Anfrage beantworte ich namens der 
Bundesregierung wie folgt: 


1. Wie haben sich die Indizes der Erzeugerpreise landwirtschaft- 
licher Produkte mit und ohne Mehrwertsteuer von Dezember 
1969 bis heute entwickelt? 

2. Um wieviel Prozent ist der Durchschnitt der landwirtschaft- 
lichen Erzeugerpreise im Wirtschaftsjahr 1970/71 gegenüber 
dem vorangegangenen Wirtschaftsjahr (mit und ohne Mehrwert- 
steuer) gesunken? 

Die in Zusammenhang stehenden Fragen werden gemeinsam 
beantwortet; 

Der Index der Erzeugerpreise landwirtschaftlicher Produkte 
hatte im Dezember 1969, insbesondere zyklisch, saisonal und 
durch die besondere Marktlage bedingt, den Höchststand seit 
Februar 1967 erreicht. Der Index der Erzeugerpreise landwirt- 
schaftlicher Produkte ohne Mehrwertsteuer lag im 1. Quartal 
1970 auf dem vergleichbaren Vorjahresstand, im 2. Quartal in- 
folge der stärker sichtbar werdenden Wirkung der DM- Aufwer- 
tung um 1,7 Vo darunter. Mit Beginn der neuen Ernte trat dann 
die volle Wirkung der Aufwertung ein. Der dadurch bedingte 
Rückgang der Erzeugerpreise wurde durch das einsetzende zy- 
klische Überangebot an Schweinen verstärkt. Im Durchschnitt 
des Kalenderjahres lag der Index der Erzeugerpreise ohne 
Mehrwertsteuer im ungewogenen Durchschnitt um 4,0 Vo, ein- 
schließlich Mehrwertsteuer um 1,3 Vo unter dem Vorjahres- 
niveau. Im Frühjahr 1971 begann dann der Index wieder zu 
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steigen, obwohl die Schweinepreise hier erst ihren Tiefstand 
erreichten. 

Der Index der Erzeugerpreise lag im Wirtschaftsjahr 1970/71 
nach vorläufigen Angaben ohne Mehrwertsteuer um 7,8 Vo, ein- 
schließlich Mehrwertsteuer um 6,4 Vo unter dem Niveau von 
1969/70. Dabei ist zu berücksichtigen, daß bei diesem Indexver- 
gleich im Nettoindex kein Aufwertungsausgleich, im Index ein- 
schließlich Mehrwertsteuer nur der Teilausgleich über die Mehr- 
wertsteuer einbezogen ist. Die direkten Beihilfen zum Aus- 
gleich der Aufwertungsverluste in Höhe von 920 Mill. DM sind 
in diesem Vergleich nicht eingezogen. 

Ein großer Teil des Preisrückgangs ist auf das zyklisch bedingte 
Überangebot bei Schlachtschweinen zurückzuführen. Die Bun- 
desregierung hat mit ihren rechtzeitigen Warnungen vor zu 
starker Ausdehnung der Schweineproduktion das Überangebot 
nicht verhindern können. Sie hat jedoch alle ihr möglichen Maß- 
nahmen ergriffen, um den Markt bei Schweinen und anderen 
Produkten zu entlasten und damit ein weiteres Absinken des 
Preisniveaus zu verhindern. Durch eine feste Haltung bei den 
Brüsseler Preisverhandlungen hat die Bundesregierung Preis- 
erhöhungen durchgesetzt, die angesichts der unterschiedlichen 
Interessenlage der Mitgliedstaaten als Erfolg zu werten sind. 
Diese Preisbeschlüsse, die für Milch, Milchprodukte, Rinder und 
Kälber seit dem 1. April 1971 wirksam sind, werden im laufen- 
den Wirtschaftsjahr 1971/72 auch für Getreide wirksam werden. 
Der Milchpreisindex ohne Mehrwertsteuer lag z. B. im Juli 1971 
um 6,5 Vo über dem Vorjahresniveau. Abgesehen von den Preis- 
beschlüssen läßt auch die Situation auf den Märkten für 1971/72 
eine Erhöhung der Schweine- und Rinderpreise erwarten. Die 
Schweinepreise haben sich in den letzten Monaten bereits er- 
holt. Der Teilindex für Schlachtschweine lag im Juli 1971 um 
7,7 ^/o niedriger als im Juli 1970, während er in den ersten drei 
Monaten des Jahres 1971 das Niveau des vergleichbaren Vor- 
jahreszeitraums noch um 20 Vo unterschritten hatte. 


3. Kann die Bundesregierung die Gründe nennen, die das Ab- 
sinken der landwirtschaftlichen Einkommen im Wirtschaftsjahr 
1970/71 oder im Kalenderjahr 1970 gegenüber den vergleich- 
baren Vorjahreszeiträumen bewirkt haben? 

Das Einkommen der Landwirtschaft ist zwar insgesamt 1970 und 
1970/71 gegenüber dem entsprechenden Vorjahreszeitraum zu- 
rückgegangen, je Arbeitskraft blieb es jedoch nach den derzei- 
tig vorliegenden Unterlagen etwa konstant. Beim Vorjahres- 
vergleich mit 1969/70 ist zu berücksichtigen, daß dieses Wirt- 
schaftsjahr günstig für die Landwirtschaft war. Ursache für die 
Entwicklung im Wirtschaftsjahr 1970/71 sind insbesondere die 
niedrigen Schweinepreise und die bei wichtigen Marktfrüchten 
geringere Ernte 1970. Die Bundesregierung hat im Agrarbericht 
1971 auf diese Tendenzen hingewiesen und Maßnahmen ergrif- 
fen, die Lage der Landwirtschaft zu verbessern. Dazu gehören 
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u. a. die gleichzeitig mit dem Aufwertungsausgleich ausgezahlte 
Liquiditätshilfe, Maßnahmen zur Marktentlastung sowie Ver- 
besserungen der Sozialleistungen. Im laufenden Wirtschaftsjahr 
1971/72 wird sich nach Auffassung der Bundesregierung das 
Pro-Kopf-Einkommen der Landwirtschaft wieder deutlich 
erhöhen. 


4. Kann die Bundesregierung detaillierte Angaben darüber 
machen, die ihre Annahme stützt, daß durch die Brüsseler 
Preisbeschlüsse vom März 1971 die Einnahmen der deutschen 
Landwirtschaft sich aufgrund dieser Beschlüsse um 800 bis 900 
Mio DM jährlich anheben werden? 


Die Bundesregierung hat seinerzeit überschlägige Berechnun- 
gen durchgeführt, um die voraussichtlichen Mehreinnahmen auf 
Grund der EWG-Preisbeschlüsse vom 25. März 1971 zu ermit- 
teln. Um die Wirkung der Erhöhung vor allem der Interven- 
tions- und Orientierungspreise abschätzen zu können, wurde 
vom Produktionswert (Verkäufe und Eigenverbrauch) für den 
Durchschnitt der Wirtschaftsjahre 1967/68 bis 1969/70 ausge- 
gangen, da hier die Marktpreise auf dem Niveau der Interven- 
tionspreise lagen. Für ein volles Wirtschaftsjahr wurde ein Be- 
trag von 800 bis 900 Mill. DM ermittelt. Dabei ist berücksichtigt 
worden, daß die vom Ministerrat beschlossenen Preisanhebun- 
gen nicht bei allen Produkten voll bis zum Erzeugerpreis durch- 
schlagen. Bei Getreide beispielsweise wurde unterstellt, daß 
sich die Marktpreise 1971/72 nicht vom Interventionspreis ab- 
heben werden und die Anhebung des Interventionspreises den 
Erzeugerpreis um den gleichen Satz nachzieht. Dagegen wurde 
beim Schlachtrinderpreis angenommen, daß die Erhöhung des 
Orientierungspreises sich nur zur Hälfte im Erzeugerpreis 
niederschlägt. 

Bei der Ermittlung der Mehreinnahmen wurde nicht berücksich- 
tigt, daß die für einige Produkte beschlossenen Preiserhöhun- 
gen auch das Preisniveau anderer Erzeugnisse in gleicher Rich- 
tung beeinflussen können. 

Die aus dieser Berechnung resultierenden rechnerischen Mehr- 
einnahmen sind unter sonst gleichbleibenden Bedingungen er- 
mittelt und müssen nicht mit dem tatsächlichen Einnahmeunter- 
schied zwischen 1971/72 und 1970/71 übereinstimmen; denn die 
Einnahmen werden neben den Preisen von einer Reihe weiterer 
Faktoren beeinflußt, deren Entwicklung sich gegenwärtig noch 
nicht voraussehen läßt. 


5. Kann die Bundesregierung angeben, wie sie die für 1972 und 1973 
vorgesehenen Kürzungen und den für 1974 vorgesehenen Fort- 
fall der unmittelbar einkommenswirksamen Aufwertungsaus- 
gleichszahlungen an die Landwirtschaft zu ersetzen gedenkt? 

Der Einkommensverlust der deutschen Landwirtschaft infolge 
der DM-Aufwertung wurde von verschiedenen Seiten (Kom- 
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mission der EG, Bundesregierung, wissenschaftliche Institute) 
einheitlich mit 1,7 Mrd. DM/Jahr beziffert. Diese Berechnung 
wurde auch vom Deutschen Bauernverband akzeptiert und fand 
Eingang in die Verordnung (EWG) Nr. 2464/69 des Rates vom 
9. Dezember 1969. Diese Verordnung sieht vor, daß 

a) die jährlichen Verluste in Höhe von 1,7 Mrd. DM in den 
Jahren 1970 bis 1973 voll ersetzt werden und 

b) vor Ende des Jahres 1973 vom Rat der EG anhand eines 
Berichtes der Kommission über die Entwicklung der wirt- 
schaftlichen Lage der deutschen Landwirtschaft geeignete 
Maßnahmen beschlossen werden. 

In der o. g. Verordnung ist weiter festgelegt, daß die Degres- 
sion der finanziellen Beteiligung des EAGFL (1972 30 Mill. RE 
und 1973 weitere 30 Mill. RE) von der Bundesrepublik Deutsch- 
land durch geeignete Struktur- oder Sozialmaßnahmen ausge- 
glichen wird. 

Das bedeutet, daß der unmittelbar einkommenswirksame Aus- 
gleich, der 1970 und 1971 jeweils die Höhe von 1,7 Mrd. DM er- 
reichte, im Jahre 1972 etwa 1,59 Mrd. DM und 1973 etwa 1,48 
Mrd. DM betragen wird. In Ergänzung dazu werden jedoch 
Struktur- und Sozialmaßnahmen in Höhe von ca. 110 Mill. DM 
1972 und ca. 220 Mill. DM 1973 die Degression der unmittelbar 
einkommenswirksamen Ausgleichzahlungen wieder ausglei- 
chen. Diese Mittel sind in der mehrjährigen Finanzplanung für 
die entsprechenden Jahre erkenntlich ausgewiesen. 

Für den Zeitraum nach 1973 ist in der EWG-Verordnung 2464/69 
vorgesehen, daß ggf., wenn die Einkommenslage der deutschen 
Landwirtschaft dies erfordert, in Abhängigkeit von einem ent- 
sprechenden Ratbeschluß solche Maßnahmen getroffen werden, 
die der bis dahin eingetretenen Entwicklung der wirtschaft- 
lichen Lage der deutschen Landwirtschaft gerecht werden. In 
den Erwägungsgründen zu dieser Verordnung heißt es u. a., daß 
die Fortführung der bis 1973 befristeten Beihilfen durch sozial- 
und strukturpolitische Maßnahmen gesichert werden kann. Da- 
mit ist die Voraussetzung dafür geschaffen, daß auch nach 1973 
für die deutsche Landwirtschaft noch bestehende negative Aus- 
wirkungen der DM- Aufwertung vom 27. Oktober 1969 ver- 
mieden werden können. 


6. Ist die Bundesregierung der Ansicht, daß die deutsche Land- 
wirtschaft angesichts ihrer schlechten Ertragslage eine Kürzung 
oder den Fortfall der einkommenswirksamen Aufwertungsaus- 
gleichszahlungen ohne Schaden zu nehmen vertragen kann? 

Die Aufwertungsausgleichszahlungen werden, wie ihr Name 
sagt, zum Zwecke des Ausgleichs von Verlusten infolge der DM- 
Aufwertung vom 27. Oktober 1969 vorgenommen. Mit ihrer 
Höhe von 1,7 Mrd. DM/Jahr gleichen sie diese Verluste voll 
aus. Es kann nicht Aufgabe des Aufwertungsausgleichs sein, 
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eventuelle Einkommensminderungen, die aus anderen Gründen 
entstehen, auszugleichen. 

Im Falle einer ungünstigen Einkommensentwicklung in der 
Landwirtschaft, für die es für die kommenden Jahre keine An- 
haltspunkte gibt, würde eine Kürzung oder ein Wegfall un- 
mittelbar einkommenswirksamer Ausgleichszahlungen die 
Landwirtschaft hart treffen. Für 1972 ist bereits eine Verbesse- 
rung der derzeitigen Einkommenssituation der Landwirtschaft 
aus verschiedenen Gründen zu erwarten. Darüber hinaus be- 
deutet, wie schon in Beantwortung von Frage 5 erwähnt, die 
teilweise Ablösung von direkt einkommenswirksamen Maß- 
nahmen durch Struktur- und Sozialmaßnahmen nicht etwa, daß 
diese Maßnahmen einkommensunwirksam wären. 


7. Wie haben sich die Indizes der Einkaufspreise landwirtschaft- 
licher Betriebsmittel von Dezember 1969 bis heute entwickelt? 


8. Um wieviel Prozent sind seit Dezember 1969 die Kosten für 
landwirtschaftliche Bauten, landwirtschaftliche Maschinen, 
Reparaturen und Frachten gestiegen? 

Die Fragen 7 und 8 werden, weil sie in engem Zusammenhang 
stehen, zusammen beantwortet: 

Die Einkaufspreise landwirtschaftlicher Betriebsmittel sind seit 
Dezember 1969, abgesehen von einer kleinen saisonalen Unter- 
brechung im September/Oktober 1970, kontinuierlich gestiegen. 
Im Wirtschaftsjahr 1970/71 lag der Index der Einkaufspreise 
landwirtschaftlicher Betriebsmittel ohne Mehrwertsteuer nach 
vorläufigen Ergebnissen um 4,7 Vo höher als 1969/70. Die Ent- 
wicklung war in erster Linie konjunkturbedingt. Sie wurde 
durch die stabilitätspolitischen Maßnahmen der Bundesregie- 
rung und die preisdämpfenden Auswirkungen der Aufwertung, 
insbesondere bei Futtermitteln, gebremst. 

Die Preise stiegen bei den einzelnen Betriebsmitteln sehr unter- 
schiedlich, bei Saatgut, Nutz- und Zuchtvieh gingen sie im Wirt- 
schaftsjahr 1970/71 gegenüber dem Vorjahr sogar um 16,5 ®/o 
bzw. 10,5 ®/o zurück. 

Für Futtermittel, die einen Anteil von 28 Vo an der Gesamt- 
indexwägung haben, lagen die Einkaufspreise 1970/71 nur um 
1,6 Vo über dem Vorjahresniveau. Die Waren und Dienstleistun- 
gen für die laufende Produktion (einschl. der Gebäude und 
Maschinenunterhaltung), die 77 Vo aller am Index beteiligten 
Produktionsmittel ausmachen, wurden 1970/71 um 2,9% teurer. 
Die Preise für Neubauten und neue Maschinen sowie für die 
Unterhaltung der Gebäude und Maschinen, die von den Be- 
triebsmitteln am stärksten konjunkturabhängig sind, zeigten 
die höchste Anstiegsrate. Im Wirtschaftsjahr 1970/71 stiegen die 
Indizes für Neubauten um 14,2%, für neue Maschinen um 8,4% 
und für Reparaturen um 11,2%. Gegenüber Dezember 1969 er- 
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höhten sich diese Indizes bis Juni 1971 - also in einem Zeit- 
raum von 18 Monaten - um 24,8 Vo, 1 1,3 Vo bzw. 17,3 Vo. 

Für Frachten liegen keine vergleichbaren Daten vor. Der Teil- 
index für allgemeine Wirtschaftsausgaben, in dem neben ande- 
ren Positionen auch Frachten enthalten sind, lag im Wirtschafts- 
jahr 1970/71 um 4,9 Vo über dem Vorjahresniveau; von Dezem- 
ber 1969 bis Juni 1971 stieg er um 8,8 Vo. 

Die tatsächliche Ausgabenentwicklung in der Landwirtschaft, 
über die noch keine genaueren Angaben als die Vorschätzung 
im Agrarbericht 1971 bekannt sind, hängt in starkem Maß davon 
ab, wie die Landwirte auf die unterschiedliche Preisentwicklung 
bei den einzelnen Betriebsmitteln reagiert haben. 

Die Bundesregierung geht davon aus, daß sich die landwirt- 
schaftlichen Unternehmer bei den Investitionen 1970/71 kosten- 
bewußt verhalten und damit zurückgehalten haben. Das bedeu- 
tet, daß der Anstieg des Preisindex von 4,7 Vo nicht voll bei den 
Ausgaben wirksam geworden ist. 

Allgemein wird die Aussagekraft von Preisindizes, die auf dem 
konstanten Mengengerüst einer Basisperiode aufgebaut sind, da- 
durch eingeschränkt, daß sich die Zusammensetzung der Pro- 
dukte oder Betriebsmittel mit der wirtschaftlichen Entwicklung 
verändert. Die Zusammensetzung der Vorleistungen und Inve- 
stitionen, die im Index der Einkaufspreise landwirtschaftlicher 
Betriebsmittel enthalten sind, hat sich ebenso seit dem Basis- 
jahr 1962/63 verändert. Der Anteil der Investitionen (Neubau- 
ten und neue Maschinen), die mit ihren hohen Preissteigerungs- 
raten den Gesamtindex stark beeinflußt haben, an den gesam- 
ten Einkäufen der Landwirtschaft ist nach den Zahlen der Ge- 
samtrechnung von 1962/63 bis 1969/70 von 25,4 Vo auf 20,2 Vo 
zurückgegangen. Deshalb dürften die Investitionen im Wä- 
gungsschema des Index überrepräsentiert sein. Umgekehrt 
müßten die Futtermittel, deren Preise mit 1,6 Vo unterdurch- 
schnittlich stiegen, ein höheres Gewicht erhalten; ihr Anteil an 
den Ausgaben der Landwirtschaft erhöhte sich von 29,6 Vo im 
Wirtschaftsjahr 1962/63 auf 32,2 Vo im Wirtschaftsjahr 1969/70. 

An einer Neuberechnung der Preisindizes mit dem Basisjahr 
1970 wird bereits gearbeitet. 


9. Kann die Bundesregierung angeben, um wieviel Prozent sich 
Kredite für landwirtschaftliche Endkreditnehmer verteuert 
haben und wie hoch die zusätzliche Belastung - ausgedrückt in 
DM - für die Landwirtschaft hieraus ist? 

Eine Statistik über die Struktur der Kreditgeber für die Land- 
wirtschaft (z.B. Banken, Handel, Genossenschaften, Ver- 
wandten-Forderungen) und die Höhe der aus den Verpflich- 
tungen resultierenden Zinsen besteht nicht. Es ist davon auszu- 
gehen, daß die Zinsen entsprechend den Refinanzierungsbedin- 


6 



Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode Drudcsadie VI/2540 


gungen der Kreditgeber einerseits und der Potenz der Kredit- 
nehmer andererseits in Abhängigkeit von den jeweiligen Kon- 
kurrenzverhältnissen mit großer Streuung schwanken. 

Durch die Währungs-, Konjunktur- und Kapitalmarktpolitik der 
Bundesregierung und der Deutschen Bundesbank ergibt sich 
eine Verteuerung in der Fremdfinanzierung für alte Kredit- 
engagements, die auf der Basis von Zinsgleitklauseln vergeben 
wurden, und bei der Inanspruchnahme neuer Kredite. Auf jeden 
Fall bleiben von einer Zinsverteuerung diejenigen Landwirte 
verschont, denen Kredite zu festen Zinssätzen zugesagt wurden. 
Der besonderen Situation der Landwirtschaft hat die Bundes- 
regierung durch eine verstärkte Zinsverbilligung für die Jahre 
1970 und 1971 Rechnung getragen. Zinsverbiiligte Kredite für 
Besitzfestigung und sog. Hofkredite wurden mit 5Vo statt bis- 
her 4% verbilligt. Die von Obstbaubetrieben in Anspruch ge- 
nommenen zinsverbilligten Kredite wurden in den genannten 
Haushaltsjahren von jeglicher Zinslast freigestellt. 

Insgesamt wurden hierfür 105 Mill. DM zusätzlich eingesetzt. 
Diese Maßnahmen dürften zu einer wesentlichen Kostenent- 
lastung landwirtschaftlicher Betriebe beitragen. 


10. Kann die Bundesregierung angeben, wie sich das reale Agrar- 
preisniveau seit Dezember 1969 bis jetzt in der Bundesrepublik 
verändert hat und wie die vergleichbaren Werte in den übrigen 
EWG-Mitgliedstaaten sich gestaltet haben? 

Eine vergleichende Darstellung der Entwicklung der realen 
Agrarpreise ist bei den gegebenen methodischen Schwierig- 
keiten und im Rahmen der verfügbaren Daten nur mit großen 
Vorbehalten möglich. 

Da die Erlöse aus den erzielten Preisen den Erzeugern zur Be- 
schaffung von Betriebsmitteln und von Gütern und Dienstlei- 
stungen für den privaten Bereich dienen, müßten die Erzeuger- 
preisindizes mit einem Preisindex deflationiert werden, der 
diese beiden Bereiche deckt. Ein solcher Preisindex steht nicht 
zur Verfügung. Um Näherungswerte für die Realpreisentwick- 
lung zu gewinnen, wurden zwei Hilfsrechnungen vorgenom- 
men, wobei in der einen der Index der Verbraucherpreise für 
den Bereich der privaten Ausgaben und in der anderen der 
Preisindex für landwirtschaftliche Betriebsmittel als Deflator 
diente. 

Mit dem Index der Verbraucherpreise deflationiert, ergibt sich, 
daß die Erzeugerpreise real im Zeitraum Dezember 1969 bis 
März 1971 (dem letzten Monat, für den in den wichtigsten EWG- 
Mitgliedstaaten die erforderlichen Angaben vorliegen) keine 
ganz einheitliche Entwicklung nahmen. So waren sie im letzten 
Quartal 1970 in den Niederlanden stärker als in der Bundes- 
republik und in Belgien in gleichem Maße wie in der Bundes- 
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republik unter das jeweilige Niveau des letzten Quartals 1969 
gesunken. 

Im März 1971 lag der Index der Erzeugerpreise real - mit dem 
Index der Verbraucherpreise deflationiert - in der Bundesrepu- 
blik bei Einberechnung der direkten und indirekten Aufwer- 
tungsausgleichszahlungen um etwa den gleichen Prozentsatz 
niedriger gegenüber Dezember 1969 wie in vergleichbaren 
EWG-Mitgliedstaaten. Mit der Bundesrepublik vergleichbar 
sind die Niederlande und Belgien, weil diese beiden Länder 
ebenfalls von der zyklischen Senkung der Schweinepreise be- 
troffen waren. Nicht vergleichbar dagegen ist die Entwicklung 
in Frankreich, weil dort nach der Franc-Abwertung die allmäh- 
liche Anhebung der Erzeugerpreise in nationaler Währung auf 
das RE-Niveau nur zu einem verhältnismäßig geringen Rück- 
gang der realen Preise geführt hat, der nach Abschluß der An- 
passung stärker werden dürfte. Auch die Entwicklung der realen 
Preise in Italien ist wegen der abweichenden Verhältnisse, ins- 
besondere wegen der anderen Zusammensetzung der landwirt- 
schaftlichen Erzeugung, nicht voll vergleichbar. 

Soweit Angaben zum Index der Betriebsmittelpreise vorliegen 
und für eine Deflationierung der Erzeugerpreisindizes verwen- 
det werden konnten, ergibt sich im großen und ganzen eine 
Bestätigung der Ergebnisse der ersten Hillsrechnung. 

Beide Methoden der Berechnung der realen Agrarpreisniveau- 
entwicklung lassen erkennen, daß in allen EWG-Mitgliedstaa- 
ten das reale Agrarpreisniveau gesunken ist. Bei der Beurtei- 
lung dieser Entwicklung ist jedoch zu berücksichtigen, daß die 
Preisindizes nicht das alleinige Kriterium für die Einkommens- 
entwicklung in der Landwirtschaft sind. 


Ertl 
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